
HR-Nummer: HRB208175 

 

 

 
  

 

Allgemeine Lieferbedingungen Euro-Chemicals Deutschland GmbH 
 

 

Inhaltsangabe  

Art. 1: Definitionen  

Art. 2: Allgemeines und Geltungsbereich 

Art. 3: Angebote und Preise 
Art. 4: Lieferung und Lieferzeit 

Art. 5: Höhere Gewalt 

Art. 6: Eigentumsvorbehalt 
Art. 7: Bezahlung  

Art. 8: Gewährleistung und Mängelrüge sowie Rückgriff/                                              

            Herstellerregress 
Art. 9: Rügen  

Art. 10: Garantie  

Art. 11: Stornierung  
Art. 12: Anwendbares Recht und Gerichtsstand  

Art. 13: Allgemeines 

 

Artikel 1: Definitionen  

In diesen Bedingungen wird verstanden unter:  

1.1. Auftraggeber: die natürliche oder juristische Person, die 
die Auftragnehmerin mit der Lieferung von Waren 

und/oder der Erbringung von Dienstleistungen 

beauftragt. 
1.2. Auftragnehmerin: die Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung nach deutschem Recht Euro-Chemicals 

Deutschland GmbH, Hollandstr. 7, 48527 Nordhorn, 
oder ein mit ihr verbundenes Unternehmen. 

1.3. Bedingungen: Die vorliegenden Allgemeinen 

Lieferbedingungen der Euro-Chemicals Deutschland 
GmbH. 

1.4. Schriftlich: In diesen Allgemeinen Verkaufs- und 

Lieferbedingungen genügt auch Korrespondenz per E-
Mail dem1 Schriftformerfordernis. Korrespondenz per 

Fax genügt ebenfalls dem Schriftformerfordernis. 
1.5. Elektronisch: Unter elektronischem Datenverkehr wird 

die Korrespondenz über das Internet verstanden, jedoch 

unter Beachtung der diesbezüglich durch die Euro-
Chemicals Deutschland GmbH aufgestellten weiteren 

Bedingungen.  

1.6. Angebot: das schriftliche Angebot der Auftragnehmerin, 
zu einem bestimmten Preis eine bestimmte Menge an 

Waren, Dienstleistungen und/oder Werkleistungen zu 

liefern/erbringen. 
1.7. Auftrag: der Auftrag zur Lieferung bzw. die Annahme 

des Angebots der Auftragnehmerin durch den 

Auftraggeber. Der Auftrag führt zum Vertrag, sofern der 
Auftrag durch einen befugten Vertreter des 

Auftraggebers erteilt wird. 

1.8. Vertrag: die schriftlich festgehaltenen Absprachen 
zwischen dem Auftraggeber und der Auftragnehmerin in 

Bezug auf die Lieferung/Erbringung von Waren, 

Dienstleistungen und/oder Werkleistungen. 
1.9. Lieferung: der Umstand, dass Waren in den Besitz 

beziehungsweise Herrschaftsbereich des Auftraggebers 

verbracht werden. 

 

Artikel 2: Allgemeines und Geltungsbereich  

2.1. Diese Allgemeinen Lieferbedingungen gelten 
ausschließlich gegenüber Unternehmern, juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-

rechtlichen Sondervermögen im Sinne von § 310 Abs. 1 
BGB. Entgegenstehende oder von unseren Allgemeinen 

Lieferbedingungen abweichende Bedingungen des 

Auftraggebers erkennen wir nur an, wenn wir 
ausdrücklich dieser Geltung schriftlich zustimmen. 

2.2. Diese Allgemeinen Lieferbedingungen gelten auch für 

alle zukünftigen Geschäfte mit dem Auftraggeber, soweit 
es sich um Rechtsgeschäfte verwandter Art handelt. 

 

 

 
1 Mit E-Mail wird ausdrücklich die elektronisch empfangene 

Version und nicht die ausgedruckte Variante davon gemeint. 

 

2.3. Im Einzelfall getroffene individuelle Vereinbarungen mit 
dem Käufer (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen 

und Änderungen) haben in jedem Fall Vorrang vor diesen  

Allgemeinen Lieferbedingungen. Für den Inhalt 
derartiger Vereinbarungen ist, vorbehaltlich des 

Gegenbeweises, ein schriftlicher Vertrag bzw. unsere 

schriftliche Bestätigung maßgebend. 
 

Artikel 3: Angebote und Preise 

3.1. Alle durch die Auftragnehmerin unterbreiteten Angebote 
sind unverbindlich; die Auftragnehmerin wird sich nach 

Kräften bemühen, schriftlich angegebene Fristen 

einzuhalten, ohne dass diese allerdings für die 
Auftragnehmerin bindend sind. 

3.2. Falls in Bezug auf irgendeinen Vertrag von Seiten der 

Auftragnehmerin eine schriftliche Bestätigung 

verschickt wurde, sind die Parteien an diese Bestätigung 

gebunden und wird unterstellt, dass die Bestätigung den 

Inhalt des Vertrags richtig wiedergibt. Die 
Auftragnehmerin hat das Recht, bei der Lieferung die 

bestellte Menge um 10 % zu über- oder unterschreiten, 

wobei Messungen und Wägungen des Auftragnehmers 
als bindend gelten werden. 

3.3. Zum Zeitpunkt des Abschlusses eines Vertrags 

angegebene Preise basieren auf den zu jenem Zeitpunkt 
geltenden Material- und Rohstoffpreisen, Gehältern, 

Sozialabgaben, Transportkosten, Treibstoffpreisen usw. 

und verstehen sich exklusive etwaiger Steuern oder 
anderer Abgaben. Eine Erhöhung oder Senkung bei 

einem oder mehreren der Kostenfaktoren kann die 

Auftragnehmerin weitergeben.  
3.4. Etwaige Mitteilungen bzw. Zusagen von durch die 

Auftragnehmerin eingebundenen Zwischenpersonen, 
Mitarbeitern und/oder Vertretern binden die 

Auftragnehmerin nicht, es sei denn, die Auftragnehmerin 

hat darüber eine schriftliche Bestätigung verschickt.  
3.5. Abbildungen, Kataloge, technische Spezifikationen oder 

anderweitige Daten vermitteln einen allgemeinen 

Eindruck von durch die Auftragnehmerin geführten 
Artikeln und können von der letztendlichen Lieferung 

abweichen. Unter keinen Umständen stellen diese eine 

Garantie dar.  
3.6. An allen im Zusammenhang mit der Auftragserteilung 

dem Auftraggeber überlassenen Unterlagen - auch in 

elektronischer Form -, wie z. B. Kalkulationen, 
Zeichnungen, Pläne, Modelle, Dokumente oder auch 

Computerprogramme etc., behält sich die 

Auftragnehmerin sämtliche Eigentums- und 
Urheberrechte vor. Diese Unterlagen dürfen Dritten nicht 

zugänglich gemacht werden, es sei denn, die 

Auftragnehmerin erteilt dazu dem Auftraggeber ihre 
ausdrückliche schriftliche Zustimmung. Soweit der 

Auftrag nicht erteilt wird, werden diese Unterlagen und 

Dokumente unverzüglich an die Auftragnehmerin 

zurückgeschickt. 

 

Artikel 4: Lieferung und Lieferzeit 

4.1. Wird die Ware auf Wunsch des Auftraggebers an diesen 

versandt oder an dessen Sitz transportiert, so geht mit der 

Absendung an den Besteller, spätestens mit Verlassen 
des Lagers, die Gefahr des zufälligen Untergangs oder 

der zufälligen Verschlechterung der Ware auf den 

Auftraggeber über. Dies gilt unabhängig davon, ob die 
Versendung der Ware vom Erfüllungsort erfolgt oder wer 

die Frachtkosten trägt. Die Auftragnehmerin ist in der 

Wahl des Transportmittels frei und der Auftraggeber ist 
stets verpflichtet, an der Auslieferung mitzuwirken. 
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4.2. Die Auftragnehmerin ist berechtigt, Bestellungen in 

Teilen zu liefern und in Rechnung zu stellen, sofern nicht 

schriftlich anders vereinbart. 
4.3. Im Falle einer Lieferung auf Abruf ist der Auftraggeber 

verpflichtet, die Waren innerhalb der dazu gesetzten Frist 

abzurufen oder, falls nicht vorab eine Frist vereinbart 
wurde, spätestens 3 Monate nach Abschluss des Vertrags 

oder innerhalb der in einer schriftlichen Mahnung des 

Auftragnehmers angegebenen Frist. Unterbleibt ein 
Abruf bzw. eine Abnahme innerhalb der oben genannten 

Fristen, hat die Auftragnehmerin das Recht, die 

verkauften Waren in Rechnung zu stellen und diese für 
Rechnung und auf Gefahr des Auftraggebers zu lagern 

oder - nach Wahl der Auftragnehmerin - den Vertrag 

durch eine einfache Erklärung aufzulösen, ohne dass es 
einer gerichtlichen Beteiligung bedarf. Im Falle einer 

Rechnungsstellung ist der Auftraggeber sofort zur 

Zahlung verpflichtet, wobei der Auftraggeber im Falle 
der Auflösung verpflichtet ist, alle der Auftragnehmerin 

entstandenen Schäden einschließlich der Lagerkosten zu 

ersetzen. Diese Lagerkosten werden zu den Preisen 
berechnet, die die Auftragnehmerin für die Vermietung 

von Palletten handhabt, und pro Monat in Rechnung 

gestellt, wobei ein angebrochener Monat wie ein voller 
Monat behandelt werden kann. 

4.4. Der Beginn der von der Auftragnehmerin angegebene 

Lieferzeit setzt die rechtzeitige und ordnungsgemäße 
Erfüllung der Verpflichtungen des Auftraggebers voraus. 

Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages bleibt 

vorbehalten. Kommt der Auftraggeber in 
Annahmeverzug oder verletzt er schuldhaft sonstige 

Mitwirkungspflichten, so ist die Auftragnehmerin 

berechtigt, den ihr insoweit entstehenden Schaden, 
einschließlich etwaiger Mehraufwendungen, ersetzt zu 

verlangen. Weitergehende Ansprüche bleiben 
vorbehalten. Sofern vorstehende Voraussetzungen 

vorliegen, geht die Gefahr des zufälligen Untergangs 

oder einer zufälligen Verschlechterung der Kaufsache in 
dem Zeitpunkt auf den Auftraggeber über, in dem dieser 

in Annahme- oder Schuldnerverzug geraten ist. 

Angegebene Lieferzeiten stellen stets lediglich 
Richtangaben und keine verbindlichen Fristen dar. 

4.5. Die Auftragnehmerin hat jederzeit das Recht, die Waren 

per Nachnahme zu liefern oder eine Vorauszahlung oder 
Sicherheitsleistung in einer beliebigen Form zu 

verlangen. 

 
Artikel 5: Höhere Gewalt  

5.1. Umstände, die zur Folge haben, dass der 

Auftragnehmerin die Einhaltung oder weitere Erfüllung 
eines Vertrags offenkundig nicht zumutbar oder faktisch 

unmöglich wäre, gelten als höhere Gewalt. 

5.2. Im Falle höherer Gewalt ist die Auftragnehmerin weder 
zur Fortsetzung des Vertrags noch zur Leistung von 

Schadenersatz verpflichtet. Bei anhaltender höherer 

Gewalt gilt der Vertrag als von Rechts wegen aufgelöst, 
allerdings ist der Abnehmer bzw. Auftraggeber in diesem 

Fall verpflichtet, die Rechnungen über die vor Eintritt der 

höheren Gewalt gelieferten Waren und/oder erbrachten 
Dienstleistungen zu bezahlen. Ist der Zustand 

vorübergehender Natur, leben die gegenseitigen 

Verpflichtungen wieder auf, sobald die die höhere 
Gewalt begründenden Umstände enden.  

 

Artikel 6: Eigentumsvorbehalt 
6.1. Die Auftragnehmerin behält sich das Eigentum an den 

gelieferten Waren bis zur vollständigen Zahlung 

sämtlicher Forderungen aus dem Liefervertrag vor. Dies 
gilt auch für zukünftigen Lieferungen, auch wenn die 

Auftragnehmerin sich nicht stets ausdrücklich hierauf 

beruft. Die Auftragnehmerin ist berechtigt, die Ware 
zurückzunehmen, wenn der Auftraggeber sich 

vertragswidrig verhält. 

6.2. Der Auftraggeber ist verpflichtet, solange das Eigentum 
noch nicht auf ihn übergangen ist, die Ware pfleglich zu 

behandeln. Solange das Eigentum noch nicht 

übergegangen ist, hat der Auftraggeber die 

Auftragnehmerin unverzüglich schriftlich zu 

benachrichtigen, wenn die gelieferte Ware gepfändet 
oder sonstigen Eingriffen Dritter ausgesetzt ist. Soweit 

der Dritte nicht in der Lage ist, der Auftragnehmerin die 

gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer Klage 
gemäß § 771 ZPO zu erstatten, haftet der Auftraggeber 

für den entstandenen Ausfall. 

6.3. Der Auftraggeber ist zur Weiterveräußerung der 
Vorbehaltsware im normalen Geschäftsverkehr 

berechtigt. Die Forderungen gegenüber dem Abnehmer 

aus der Weiterveräußerung der Vorbehaltsware tritt der 
Auftraggeber schon jetzt an die Auftragnehmerin des mit 

ihr vereinbarten Fakturaendbetrages (einschließlich 

Mehrwertsteuer) ab. Diese Abtretung gilt unabhängig 
davon, ob die Ware ohne oder nach Verarbeitung 

weiterverkauft worden ist. Der Auftraggeber bleibt zur 

Einziehung der Forderung auch nach der Abtretung 
ermächtigt. Die Befugnis der Auftragnehmerin, die 

Forderung selbst einzuziehen, bleibt davon unberührt. 

Sie wird jedoch die Forderung nicht einziehen, solange 
der Auftraggeber seine Zahlungsverpflichtungen aus den 

vereinnahmten Erlösen nachkommt, nicht in 

Zahlungsverzug ist und insbesondere kein Antrag auf 
Eröffnung eine Insolvenzverfahrens gestellt ist oder 

Zahlungseinstellung vorliegt. 

6.4. Die Be- und Verarbeitung oder Umbildung der Ware 
durch den Auftraggeber erfolgt stets im Namen und im 

Auftrag der Auftragnehmerin. In diesem Fall setzt sich 

das Anwartschaftsrecht des Auftraggebers an der 
ungebildeten Sache fort. Sofern die Kaufsache mit 

anderen, nicht der Auftragnehmerin gehörenden 

Gegenständen oder Waren verarbeitet wird, erwirbt die 
die Auftragnehmerin das Miteigentum an der neuen 

Sache im Verhältnis des objektiven Wertes der Ware zu 
den anderen bearbeiteten Gegenständen zur Zeit der 

Verarbeitung. Dasselbe gilt für den Fall der 

Vermischung. Sofern die Vermischung in der Weise 
erfolgt, dass die Sache des Auftraggebers als Hauptsache 

anzusehen ist, gilt als vereinbart, dass der Auftraggeber 

der Auftragnehmerin anteilmäßig Miteigentum überträgt 
und das so entstandene Alleineigentum oder 

Miteigentum für die Auftragnehmerin verwahrt. Zur 

Sicherung der Forderungen gegen den Auftraggeber tritt 
der Auftraggeber auch solche Forderungen an die 

Auftragnehmerin ab, die ihm durch die Verbindung der 

Vorbehaltsware mit einem Grundstück gegen einen 
Dritten erwachsen; die Auftragnehmerin nimmt diese 

Abtretung schon jetzt an. 

6.5. Die Auftragnehmerin verpflichtet sich, die ihr 
zustehenden Sicherheiten auf Verlangen des 

Auftraggebers freizugeben, soweit ihr Wert die zu 

sichernden Forderungen um mehr als 20 % übersteigt. 
 

Artikel 7: Bezahlung 

7.1. Die Bezahlung durch die Auftragnehmerin gelieferter 
Waren und/oder erbrachter Dienstleistungen hat 

innerhalb von 10 Tagen nach dem Rechnungsdatum zu 

erfolgen, wenn nicht die Auftragnehmerin auf ihrer 
Rechnung eine andere Frist angibt. Die Bezahlung hat 

ohne Abzug und auf ein durch die Auftragnehmerin 

anzugebendes Bank- oder Girokonto oder in den 
Geschäftsräumen der Auftragnehmerin in bar zu 

erfolgen.  

7.2. Sollte die Bezahlung nicht spätestens am Fälligkeitstag 
der Rechnung im Sinne von Art. 7.1 erfolgen, befindet 

sich der Auftraggeber in Verzug. Eine gesonderten 

Mahnung bedarf es hierzu nicht. In einem solchen Fall ist 
die Gesamtforderung der Auftragnehmerin - auch soweit 

sich diese auf noch nicht fällig gewordene Rechnungen 

bezieht - sofort und in einem Betrag fällig. Sofern der 
Auftraggeber sich in Verzug befindet, fallen 

Verzugszinsen an. Die Verzugszinsen werden in Höhe 

von 8 %-Punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz p. a. 
berechnet. Die Geltendmachung eines höheren 

Verzugsschadens bleibt ausdrücklich vorbehalten. 
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7.3. Solange der Auftraggeber seine 

Zahlungsverpflichtungen nicht vollumfänglich erfüllt 

hat, ist die Auftragnehmerin nicht verpflichtet, weitere 
Lieferungen/Leistungen vorzunehmen, was ebenfalls für 

den Fall einer nach Auffassung der Auftragnehmerin 

bestehenden verringerten Kreditwürdigkeit des 
Abnehmers bzw. Auftraggebers gilt. Die 

Auftragnehmerin hat jederzeit das Recht, eine Sicherheit 

für die Bezahlung von Lieferungen/Leistungen zu 
verlangen, wobei die Auftragnehmerin für den Fall, dass 

eine verlangte Sicherheit nicht geleistet wird, das Recht 

hat, den Vertrag - auch soweit dieser noch nicht 
ausgeführt wurde - zu stornieren, ohne 

schadenersatzpflichtig zu sein.  

 
Artikel 8: Gewährleistung und Mängelrüge sowie Rückgriff/ 

Herstellerregress 

8.1. Gewährleistungsrechte des Auftraggeber setzen voraus, 
dass dieser seinen nach § 377 HGB geschuldeten 

Untersuchungs- und Rügeobliegenheiten 

ordnungsgemäß nachgekommen ist. 
8.2. Mängelansprüche verjähren in 12 Monaten nach erfolgter 

Ablieferung der von uns gelieferten Ware bei dem 

Auftraggeber. Für Schadensersatzansprüche bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit sowie bei Verletzung von 

Leben, Körper und Gesundheit, die auf einer 

vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung des 
Verwenders beruhen, gilt die gesetzliche 

Verjährungsfrist. Soweit das Gesetz gemäß § 438 Abs. 1 

Nr. 2 BGB, § 445 b BGB und § 634 a Abs. 1 BGB längere 
Fristen zwingend vorschreibt, gelten diese Fristen. Vor 

etwaiger Rücksendung der Ware ist die Zustimmung der 

Auftragnehmerin einzuholen. 
8.3. Sollte trotz aller aufgewendeter Sorgfalt die gelieferter 

Ware einen Mangel aufweisen, der bereits zum Zeitpunkt 
des Gefahrübergangs vorlag, so werden wir die Ware, 

vorbehaltlich fristgerechter Mängelrüge, gemäß § 377 

HGB nach unserer Wahl nachbessern oder Ersatzware 
liefern. Es ist uns stets Gelegenheit zur Nacherfüllung 

innerhalb einer angemessenen Frist zu geben. 

Rückgriffansprüche bleiben von vorstehender Regelung 
ohne Einschränkung unberührt. 

8.4. Schlägt die Nacherfüllung fehl, kann der Auftraggeber - 

unbeschadet etwaiger Schadensersatzansprüche - vom 
Vertrag zurücktreten oder die Vergütung mindern. 

8.5. Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher 

Abweichung von der vereinbarten Beschaffenheit, bei 
nur unerheblicher Beeinträchtigung der Brauchbarkeit, 

bei natürlicher Abnutzung oder Verschleiß wie bei 

Schäden, die nach dem Gefahrübergang infolge 
fehlerhafter oder nachlässiger Behandlung, übermäßiger 

Beanspruchung, ungeeigneter Betriebsmittel, 

mangelhafter Bauarbeiten, ungeeigneten Baugrundes 
oder aufgrund besonderer äußerer Einflüsse entstehen, 

die nach dem Vertrag nicht vorausgesetzt sind. Werden 

vom Auftraggeber oder Dritten unsachgemäß 
Instandsetzungsarbeiten oder Änderungen 

vorgenommen, so bestehen für diese und die daraus 

entstehenden Folgen ebenfalls keine Mängelansprüche. 
8.6. Ansprüche des Auftraggebers wegen der zum Zweck der 

Nacherfüllung erforderlichen Aufwendungen, 

insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und 
Materialkosten, sind ausgeschlossen, soweit die 

Aufwendungen sich erhöhen, weil die von uns gelieferte 

Ware nachträglich an einen anderen Ort als die 
Niederlassung/den Sitz des Auftraggebers verbracht 

worden ist, es sei denn, die Verbringung entspricht ihrem 

verbringungsgemäßen Gebrauch. 
8.7. Rückgriffansprüche des Auftraggebers gegen uns 

bestehen nur insoweit, als der Besteller mit seinem 

Abnehmer keine über die gesetzlich zwingenden 
Mängelansprüche hinausgehenden Vereinbarungen 

getroffen hat. Für den Umfang des Rückgriffanspruchs 

des Bestellers gegen den Lieferer gilt ferner 8.6 
entsprechend. 

8.8. Sollten in die durch die Auftragnehmerin geführten 

Waren durch den Hersteller übermittelte Angaben zu 

Qualität und Eigenschaften aufgenommen worden sein, 
die diese Waren ausweislich eines Beweises des 

Auftraggebers nicht erfüllen, kann eine etwaige Haftung 

der Auftragnehmerin unter keinen Umständen über die 
Ansprüche hinausgehen, die die Auftragnehmerin gegen 

den Hersteller geltend machen kann. 

8.9. Für die Dosierung und Verwendung von durch die 
Auftragnehmerin gelieferten Waren durch den 

Auftraggeber, für einen unsachgemäßen Gebrauch und 

ebenso für eine Zweckentfremdung wird keinerlei 
Haftung übernommen, auch nicht für etwaige 

Folgeschäden. 

 
Artikel 9: Rügen 

9.1. Etwaige Rügen sind innerhalb eines angemessenen 

Zeitraums, in jedem Fall jedoch innerhalb von 14 Tagen 
nach Empfang der Waren, schriftlich gegenüber der 

Auftragnehmerin anzuzeigen; anderenfalls verfällt das 

Rügerecht. Jedes Rügerecht verfällt, wenn der Abnehmer 
bzw. Auftraggeber die Waren in Gebrauch genommen 

oder weiterverkauft hat. 

9.2. Bei versteckten Mängeln oder Mängeln, die der 
Abnehmer bzw. Auftraggeber bei Aufwendung normaler 

Aufmerksamkeit nicht sofort feststellen konnte, verfällt 

jedes Rügerecht, wenn zwischen Lieferung und Rüge ein 
Zeitraum von 14 Tagen verstrichen ist. 

9.3. Bei einer etwaigen Rüge ist der Abnehmer bzw. 

Auftraggeber verpflichtet, der Auftragnehmerin die 
Gelegenheit zu bieten, die behauptete Mangelhaftigkeit 

zu prüfen; anderenfalls verfällt jedes Rügerecht. Eine 

etwaige Probe muss in Absprache mit der 
Auftragnehmerin und in deren Anwesenheit entnommen 

und zum Zwecke der Prüfung versiegelt verschickt 
werden. Sollte die Rüge nach Auffassung der 

Auftragnehmerin gerechtfertigt sein, ist deren 

Verpflichtung auf eine kostenlose Neulieferung oder auf 
maximal die Rückzahlung des fakturierten und bereits 

bezahlten Betrags beschränkt. 

9.4. Etwaige Rügen führen unter keinen Umständen zur 
Aussetzung der dem Abnehmer bzw. Auftraggeber 

obliegenden Zahlungsverpflichtung. 

 

Artikel 10: Garantie 

10.1.  Die Auftragnehmerin gewährt für die Dauer von drei 

Monaten ab dem Tag der Versendung, ausgehend von 
einer Nutzungsdauer von 8 Stunden pro Tag, eine 

Garantie für die gute Qualität des Materials und der 

Ausführung; bei einer nachweislich normalen Nutzung 
werden Teile, die sich als unbrauchbar herausgestellt 

haben, durch die Auftragnehmerin nach eigener Wahl 

ausgetauscht, verbessert oder repariert. Die 
Auftragnehmerin akzeptiert keine weiteren Absprachen 

etwa in Bezug auf Neulieferung oder Schadenersatz: 

 a.  wenn sich der Abnehmer nicht an die 
Zahlungsbedingungen hält; 

 b.  bei einer Lieferung, bei der infolge der Konstruktion (z. 

B. Rissbildungs-, Bruch- oder Verformungsgefahr) oder 
infolge der Anwendungsmethode mit einem vorzeitigen 

Verbrauch gerechnet werden muss; 

 c.  für Mängel, die auf normalen Verschleiß, falsche 
Behandlung, außergewöhnliche Belastung oder Einsatz 

ungeeigneter Betriebsmittel zurückzuführen sind; 

 d.  für Waren, die durch andere nachbearbeitet wurden; 
 e.  für verwendete und durch die Auftragnehmerin 

nachbearbeitete Waren. 
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10.2.  Die Auftragnehmerin ist zu keinerlei Garantie - 

unabhängig von der Bezeichnung - verpflichtet, wenn 

der Abnehmer irgendeine Verpflichtung, die ihm aus 
diesem Vertrag oder irgendeinem anderen mit diesem 

Vertrag zusammenhängenden Vertrag obliegt, nicht, 

nicht ordnungsgemäß oder nicht rechtzeitig erfüllt. Für 
Waren, die sich außerhalb der Niederlande befinden, 

erstreckt sich die Garantieverpflichtung der 

Auftragnehmerin lediglich auf eine Haftung für die 
Kosten der Reparatur oder des Austausches bis maximal 

zu dem Betrag, der im Falle der Ausführung in den 

Niederlanden angefallen wäre. 
 

Artikel 11: Stornierung 

11.1. Wenn der Abnehmer bzw. Auftraggeber in irgendeiner 
Hinsicht mit der Erfüllung seiner Verpflichtungen in 

Verzug bleibt, ist die Auftragnehmerin berechtigt, alle 

laufenden Aufträge - auch solche, die bereits teilweise 
ausgeführt wurden - auszusetzen oder zu stornieren. 

11.2. Wenn der Abnehmer bzw. Auftraggeber einen erteilten 

Auftrag vollständig oder teilweise aussetzt, hat die 
Auftragnehmerin neben dem Recht, Erfüllung zu 

verlangen, ebenso das Recht, die Bezahlung der bis zu 

jenem Zeitpunkt gelieferten Waren und/oder erbrachten 
Dienstleistungen sowie den Ersatz aller Kosten und 

Schäden, die Zahlung von Zinsen und den Ersatz des 

entgangenen Gewinns zu verlangen. 
 

Artikel 12: Anwendbares Recht und Gerichtsstand 

12.1. Dieser Vertrag und die gesamten Rechtsbeziehungen der 
Parteien unterliegen dem Recht der Bundesrepublik 

Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts 

(CISG). 
12.2.  Erfüllungsort und ausschließlicher Gerichtsstand für alle 

Streitigkeiten aus diesem Vertrag ist der Geschäftssitz 
der Auftragnehmerin, sofern sich aus der 

Auftragserteilung nichts anderes ergibt. 

12.3. Soweit nicht zwingende Rechtsvorschriften 
entgegenstehen, ist ausschließlicher Gerichtsstand für 

alle Streitigkeiten, die aus Angeboten, Verträgen oder 

daraus abgeleiteten Verträgen entstehen, Almelo. 
 

Artikel 13: Allgemeines 

13.1. Wenn ein oder mehrere Teile dieser allgemeinen 
Bedingungen für unverbindlich erklärt werden, bleiben 

die übrigen Bedingungen davon unberührt. 

13.2. Aus den Überschriften der Artikel kann der 
Auftraggeber keine Rechte herleiten. Diese dienen 

ausschließlich der besseren Lesbarkeit. 


